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Mb. Deutscher Reichstag.
M. Sitzung , Montag , den 30. Oktober  1V16.
Aw Lisch« des BundeSratS: Dr. Helfferich.

Vizepräsident Dr . Paasche eröffnet die Sitzung um 3 Uhr
mit folgender Ansprache: Bevor wir in die heutige

Tagesordnung eintreten , habe ich Ihnen eine traurige Mitteilung
-u machen. Unser allverehrter Präsident  wird
»eÜ»er in den nächsten Tagen unseren Sitzungen fernbleiben
müssen. Gestern hat ihm der unerbittliche Tod seine liebe
Gattin nach langer schwerer Krankheit entrissen. Er hat mit

sicher rührender Liebe die treue Lebensgefährtin in ihren
ften Stunden und bis zum letzten Atemzuge gepflegt. Wir

ien herzlichen Anteil  an dem schweren Verlust. Sie
»en sich zum Zeichen dessen von den Plätzen erhoben. Ich bitte

um die Genehmigung, das Zeichen der Anteilnahme deS Hauses
dem Herrn Präsidenten mitteilen und gleichzeitig einen Kranz
am Sarge der Entschlafenen niederlegen zu dürfen.

Vor Eintritt in die Tagesordnung  gibt dann
der Abg. D i t t m a n n (Soz. A.-G.) eine Erklärung  ab , die
sich gegen die Ausführungen des Staatssekretärs Dr . Helfferich
vom csonnabend richtet. Es handelt sich dabei um einen von
Dittmann erwähnten Fall , in dem zwei junge Mädchen
mit Prostituierten zusammengesperrt  wurden
Staatssekretär Dr . Helfferich hatte erklärt , Dittmann habe
nähere Auskunft nicht gegeben, sondern gesagt: Das behalte
ich mir für das Plenum  vor . Dazu erklärt nun der
Abgeordnete Dittmann : Diese Darstellung des Staatssekretärs
entspricht nicht den Tatsachen. Ich Hube in der Kommission nicht
auf einen solchen Fall nur angespielt, sondern von vornherein
den konkreten Fall der beiden Mädchen unter Namensnennung
dargestellt. Einer Aufforderung, den Fall vorzutragen, bedurfte
es deshalb nicht mehr. Ich weist auch nichts von einem dies-
bezüglichen Zuruf . Ebensowenig habe ich auf ihn geantwortet:
DaS behalte ich mir für das Plenum vor! Ich habe vielmehr von
selber meiner Darlegung hinzugefügt: Ich werde im Plenum
auS einem Briefe eines der Mädchen Stellen verlesen, aus denen
hervorgHt , wie das Zusammensperren mit Prosti-
t u i e r t e n gewirkt hat. Weiter stelle ich fest, dast die Aus¬
sprache im Ausschuß trotz meines Widerspruchs geschlossen wurde,
so daß ich daran gehindert wurde, noch weitere Schutzhaftfälle
dorzutragen.

Staatssekretär Dr . Helfferich: Gegenüber den Feststellungen
des Abg. Dittmann muß ich bei meiner Darstellung
bleiben.  Der Abg. Dittmann hat im Ausschuß den Fall von
den zwei Mädchen vovgettagen, die in Schutzhast genommen und
dort mit Protistmerten zu lamm engskommen seien. Daß er
Namen genannt hat. ist weoer mir noch dem Ministerialdirektor
Lewakd erinnerlich, mit dem ich vor den Ausführungen den
Abg. Dittmann hierüber gesprochen habe. Ich häbe dem Abg.
Dittmann AUgernsen— vielleicht hat er es nicht gehört —:
ßeoen Sie das Material vor. Der Abg. Dittmann sagte: Ich
habe hier noch Briese, die behalte ich mir für das Plenum vor.
Ich glaube, es wäre, besser gewesen, er hatte sie in der Kom¬
mission vorgebracht. Wenn ihm oas im Ausschuß nicht möglich
war, dann hätte er doch den Weg zu unS ftnoen können. Ich
wäre ihm wirklichdankbar gewesen, wenn er unS alle- Material
vorgelegt hätte, so daß ich wirklich darauf hätte errrgehenkönnen.
In dieser Lage war ich nicht, weil der Fall nicht ausgiebig genug
vovgetrcrgenwar . (Zuruf des Zlibg. Dittmann:  Ihre Sache
war es, zu mir zu kommen!)

Zensur und LelagerungsMand.
Nvf der Tagesordnung steht zunächst der Bericht de»

Ausschusses für den Reichshaushalt.  Der Ausschuß
legt ein Gesetz über d i e politische Zensur  vor . ^ ES
besagt in seinem grundlegenden § 1 folgendes: Wird im Deutschen
Reiche auf Grund des § 5 des preußischenGesetzes über den De.
lagerungszustand vom 4. Juni 1851 oder eines an dessen Stelle
tretenden ReichsgescheS eineZensurder Presse  eingeführt,
so geht die vollziehendeGewalt in Angelegenheiten der politischen
Zensur aufden Reichskanzler  über , der damit die Der.
antwortung  für die Handhabung der politischen Zensur über¬
nimmt . Die Besttmmungen des § 4 deS Gesetzes vom 4. Juni 1851
bleiben für das Deutsche Reich nur insoweit anwendbar, als e»
f̂ h um die Zensur militärischer  Angelebenheiten handelt.
Die Festsetzungder für die Ausübung der polittschen Zensur er¬
forderlichen Organe erfolgt durch BundeSratSverordnung.

Der Hauptausschuß beantragt, diesen Gesetzentwurf dem
Schutzhaft - Ausschuß  zu überweisen.

Ebenfalls zur Beratung steht eine Entschließung  des
HauShal-tausschusses, den Reichskanzler zu ersuchen, dar im Ar-
ffkel 68 der Reichsverfassung in Aussicht gestellte Gesetz über
den Belagerungszüstand unverzüglich dem
Reichstag  vorzulegen.

Das Zentrum  legt folgenden Gesetzentwurf über
den Kriegszustand  vor : Bis zum Erlaß deS in Artikel 66
der Reichsverfaffung ange ü̂ndigten Gesetzes über den KrieyS-
gustand wird gegenüber den Anordnungen der Militärbefehlshaber
eine militärische Zentralinstanz als Aufsichts¬
stelle undBesch werde stelle  errichtet. Der Reichskanzler
erläßt die näheren Anordnungen. VorstehendeBesttmmung findet
auf das Königreich Bayern keine Anwendung.

Schließlich verlangt noch ein Antrag Albrecht (Soz .)
Aufhebung des Belagerungszustandes  uudWieder.
Herstellung der Freiheit der Presse. Einen gleichen Antrag hat
die Sozialdemokratische Arbeitsgemeinschaft
gestellt.

Berichterstatter Abg. Dr . Stresemann : Die Kommission
brachte zum Ausdruck, daß das heute geltende Gesetz auS dem
Jahre 1851 nur mit einer ganz kurzen Kriegsdauer gerechnet
h<rbe. Ein neues Gesetz hätte längst an die Stelle deS alten
Gesetzes treten müssen. Vor allem ' ist  es notwendig, die Ver¬
antwortung für die Zensur auf den Reichs-
kanyler zu übertragen.  Die Mehrheit des Ausschusses
war für die Vorlegung eines neuen Gesetzes in Form einer Ent¬
schließung, während die Minderheit daß vorhandene Gesetz bei.
behalten und nur seine Mängel beseitigen wollte. DaS Paß-
w e se n ist vielfachzu sehr eingeschränktworden. ES ist nicht an¬
gängig, daß gegenüber den Bestimmungen bet Reich- Verfassung,
nach welcher dieAbgeordnetendas  Recht haben, auf Grund
ihrer Fahrkarte jede Wagenklasse zu benutzen, militärisch vorge-
stieben worden ist. daß sie die dritte Wagenklaffe benutzen
müssen. . ^ _ .

Unter der Herrschaft deS Gesetzes ist eine weitgehende Tin-
schränkung der Bewegungsfreiheit der Frie-
ibenSgesellschaften  eingetreten , namentlich auch derzern-
gen Gesellschaften, die auf einen deutschen Frieden hinstreben. Die
Kressezensurgreift in ungehöriger Weise aus daS Inseraten-

wesen  über . Verbote van Zeitungen  sind in einer
Weise verhängt worden, daß sie als Strafen gewirkt haben, wie
eL gar nicht mit dem eigentlichenZweck der Zensur verträglich ist.
Dieser Zweck selber ist dadurch nicht erreicht worden. Der Aus¬
schuß hpt beschlossen, die Uv ber weis ung des in der Kommission
eingebrachten Gesetzentwurfes über die Verantwortlichkeit des
Reichskanzlersfür die politische Zensur an den Ausschuß zu emp¬
fehlen, der den Schuhhaftgesetzentwurfberät, und macht denselben
Vorschlag bezüglich der Entschließungüber den Belagerungszustand.
Ich bitte um Ihre Zustimmung.

Abg. Gröber (Ztr .) : Auch wir sind für Ueberweisung der
Ausschußvorlage an den Schutzhaft-Ausschuß. Wir legen den
Hauptwerl darauf, daß das geltende KriegSzustandSrechtin seiner
wirklichen Bedeutung mit den in der Verfassung gezogenen
Grenzen angewendet wird. Die heutige Anwendung geht über
die AbsichtendeS Gesetzes weit hinaus. Die Zensur darf nicht
zu Zwecken mißbraucht werden, für die sie nicht vorgesehen ist.
Auch der Reichskanzler hat sich ln diesem Sinne ausgesprochen,
sowohl hier im Reichstage wie gegenüber dem Reichsverband
oer deutschen Presse.  Von der Zensur sollen die inner-
politischen Fragen  freibleiben . Die ganze Frage des
Burgfrieden- sowie deS Gegensatzeszwischen Regierung und Par-
teien fällt nicht unter die Zensur. Im Grunde ist auch die Zensur¬
frage nur eine Frage deS Vertrauens der Regierung zum Volk.
In einem Kriege, wie der gegenwärtige ist, darf sich zwischen Re¬
gierung und Volk nicht eine engherzige Zensur-
buraukratie  ennniscben. In militärischen Fragen ist daS
Urteil der Militär » wichtig und beachtenswert. Aber wenn die
Zensur auf nichtmilitärische Angelegenheiten ausgedehnt wird,
dann mutz sie Schiffbruch leiden, denn da sind die Militärs nun
einmal nicht ausreichend informiert. Was da schließlich an Ver¬
fügungen und Verboten erlassen wird, sind Verfügungen und Ver¬
bote der Zivilbehörden, die sich hinter die Kompetenzder Militärs
verschanzen. ES bedeutet eine schwere Schädigung der militäri¬
schen Auwritäten , wenn sie über die ihnen verfassungsmäßig ge¬
setzten Grenzen hinausgehen.

Tatsächlich hat die Handhabung der Zensur bei uns dazu
geführt, daß alle gewissen amtlichen Stellen unbequemen poli¬
tischen Ansichten unterdrückt worden sind. Es ist sogar die
Veröffentlichung einer kaiserlichen Begncrdi-
g u n g verboten worden, weil man auS ihr angeblich hat heraus-
lesen können, daß die maßgebenden militärischen Stellen in der
Duellfrage  jetzt einen anderen Standpunkt einnehmen als
früher. (Hört, hört !) Das Gouvernement Mainz  hat jede
Aeußerung verboten, die an der Politik deS Reichskanzlers auch
nur Kritik übt, weil diese Kritik störend wirken muß. Wie
muß eS um eine Politik bestellt sein, die nur durch e i n
Schweigen der Presse  gehalten werden kann. (Sehr
gut!) Dre Zensur sieht sich auch veranlaßt , in den Kampf
zwischen approbierten Aerzten und Naturheilkundigen einzu-
greifen. Da» unS seinerzeit vorgelegte Gesetz gegen die Natur-
Heilkundewurde nicht verabschiedet. Es fehlt also für daS Ein¬
greifen rede Grundlage, selbst die Medizinalbehörden haben ein
Einschreiten aus Grund deS Belagerungszustandes als gesetzlich
nicht gerechtfertigt erklärt.

Nun soll ja eine neue Verordnung aus Veranlassung deS
Reichskanzlers ergeben, die die Freiheit der inner-
politischen Erörterung  herstellt . Wie steht eS damit,
mit den Zeitungsverboten wegen Inseraten,  mit dem Ver¬
bot der Zeitschrift gegen Impfzwang usw.? Wir wollen eine
Verbesserung deS Verfahrens aus dem Boden des geltenden
Rechts. Tue Notwendigkeit ist allseitia anerkannt. Bayern
müßte and würde ebenfalls eine solche Zentralstelle einrichten.
Die jetzige souveräne Selbstherrlichkeit der Generalkommando?
ist auch militärisch unrätlich. Der Eindruck der Sonn-
abenddebatte  muß so schnell als möglich verwischt werden.
Namentlich die kühle, geschäftsmäßige, trockeneArt der Erwide¬
rung durch die SteÄertreter des Reichskanzlers*hat empört.
Wir vermissen die Zusicherung, daß so etwa? nicht mehr Vor¬
kommen kann und darf. (Sehr richtig!) WaS wir Vorschlägen,
muß noch innerhalb dieser Woche  gemacht werden.
(Lebhafte Zustimmung.)

Wir wollen zur Beruhigung der berechtigten Aufregung deS
deutschen Volkes und des Deutschen Reichstags R e m e d u r,
nicht nur in den Einzelfällen, eintreten lassen und hoffen, daß
die ReichSregierung auch Teleg raph und Telephon
benutzen  wird , um Uebelstände sofort zu beseitigen. Wir
wollen aber auch künftiges Unwesen verhüten. (Beifall im
Zenttum ).

Vizepräsident Dr . Paasche Littet gemäß einem Beschluß deS
Seniorenkonvents, daß die FraktionSreduer sich bei diesen schon
öfter besprochenenFragen auf eine kurze Zusammenfassung ihres
Standpunktes beschränkenund kurz fassen mögen. (Unruhe und
Lachen b. d. Sctz.)

Abg. Geck-DLannherm(Soz .): Ich will bei meinem ersten Auf-
tteten in diesem Hause der eben gehörten Mahnung folgen. Der
heutige Zustand ist AbiolutiSmuS, nur etwas gemildert. Durch
größeres oder geringeres Verständnis der ausführenden Beamten
für die Staatsbürgerrechte des einzelnen und für die Voraus¬
setzungen eines ersprießlichn politischen Lebens überhaupt. Der
Soldat greift mit rauher Hand in die bürgerliche Rechtsordnung
ein — meist in bester Absittst, aber der Erfolg ist doch die Nieder¬
legung der Grundstützen jeder bürgerlichen Ordnung : der per-
sönlichen Freiheit des einzelnen, der Freiheit der Meinungs¬
äußerung. Schlimmste Rechtsunsicherheit, ja Rechtlosigkeit ist
die Folge. Wir haben am Sonnabend von hemmungslosester
Willkür gehört, von viel Schlimmerem, als der Belagerungs¬
zustand jemals Gutes geschaffen hat. Je eher wir diese-
Scheusal in die  W 'o l ftS , chl' u ch' t werfen, desto besser!
(Lebhafte Zustimmung bei den Soz.) Es ist die höchste Zeit, daß
Abhilfe geschaffen wird, wenn nicht die inneren Gefahren herauf,
beschworen werden sollen. (Erneute Zustimmung b. d. Soz.) In
den Reichslanden ist Nervosität und Rechtsunsicherhertentstanden,
weil im Gebrauch der französischenSprache deutschfeindliche Ab¬
sichten erblickt werden, auch da, wo immer französischgesprochen
wurde, die Gesinnung aber deutsch ist. Die bedauerlichen Folgen
sind die Verurteilung dieser verwerflichen Politik.

Die kommandierenden Generale in Elsaß-Lothringen haben
der Haltung der Bevölkerung wärmste Anerkennung gespendet.
Ihre Haltung ist deutsch, entsprechendauch den starken Wirtschaft-
lichen Banden. Begeisterung für den Krieg gegen Frankreich kann
man von den Lothringern nun einmal nicht verlangen. Wir
rechnen doch alle damit, daß die Lothringer auch nach dem Kriege
unsere Landsleute bleiben werden. Im Interesse des nationalen
VerschmelzungöprozesseS, im Interesse der Gerechtigkeit und
unserer eigenen politischen Zukunft verlangen wir daher die Auf-
Hebung deS Verbots der französischenSprache in Lothringen. Wre
kann man von Politikern, die seit Jahren und Jahrzehnten ge-
wohnt sind, in Versammlungen zu reden, die Vorlegung
ihrer Rede»  vor der Genehmigung der Versammlung fordern.

Ja , man zitiert die Examens-, nein Redekandidaten vor dev
Thron deS Zensors und prüft sie auf Herz und Nieren. Gegen
die verstiegenen Annexionspolitiker ist man duldsamer. DaS
deutscheVolk hat beispielloseOpfer gebracht, eS fordert, daß der
Krieg nicht ohne Not verlängert, sondern jede Gelegenheit zu
einem Frieden benutzt wird, der unsere Selbständigkett und Zu¬
kunftsentwicklungsichert. Wenn aber die Behörden eine Haltung
einnehmen, die diesem Verlangen des Volkes widersprechen, so
könnten schwere innere Erschütterungen die Folge sein. (Zustim¬
mung bei den Soz.) Wir protestieren dagegen, daß ohne Ge¬
nehmigung des Reichstages Haussuchungen bei Abge¬
ordneten (Herzfeld und Antrick) vorgenommenwurden.

Die von der Zensur geübte Auslegung deS Begriffs deS Burg,
friedens führt zu einer völligen Uniformierung der
ganzen Presse.  Man glaubt, die öffentlicheRüge der Presse
an kriegswirtschaftlichenMaßnahmen bedrohedie öffentlicheRuhe.
Wer daS glaubt, kennt die Volksseele wahrhaftig nicht! (Sehr
wahr!) ES werden auch immer noch ReichStagSreden  vom
Mülhauser Zensor, einer Blüte am deutschen Zensurbaum, ge¬
strichen. (Hört, hört! links.) Wegen eines Hinweises auf daS
schädliche Wirken und be Art der Welteroberungspolitiker war
daS „Berliner Tageblatt*  verboten , aus ähnlichen
Gründen der „V o r w ä r t 8", dessen Redaktion das Oberkom.
mando auf die ungestörte Propaganda der AlldeutschenHinweis.
Ich billige die Haltung, die der „Vorwärts " so lange eingenommen,
hat, nicht, aber daS Vorgehen der Militärzensur gegen ihn muß
ich als schlimmste Willkür bezeichnen. Dem „Berl . Tagebl." gegen¬
über leistete man sich eine ganz besonders schroffe Form , aber auch
eine ganz beträchtlicheEntstellung der objektivenTatsachen. Man
wollte sich offenbar an dem Blatte wegen seiner Bekämpfung der
Annexionisten rächen und hat durchgesetzt, daß einer der maß¬
vollsten und hervorragendsten deutschen Publizisten «ruf das
Schreiben verzichtethat. (Hört, hört ! links.)

Man möchte mit jener bayerischen Verordnung von 1707
wünschen, daß wieder „das Zensurkollegio mit bescheidenen, ge-
wandten und in allen Gattungen der Wissenschaftbewanderten
Männern " besetzt werde. Heute herrscht überall eine andere
Zensurpolizei. Die verantwortlichen Leiter der Presse besitzen
ebensoviel vaterländisches Empfinden ftir die Staatsnotwendig¬
keiten wie die Zensoren. Machen Sie endlich Schluß mit der
Presseknebelung, die nicht im Interesse unseres moralischen
Durchhaltens liegt. Die Zensur lege endlich den Rotstift an sich
selbst und streiche sich selber aus ! (Boifall b. d. Soz.)

Abg. Dr . Müller-Meiningen (Fortschr- Vp.): An dem jetzigen
Exlex-Zustcmd trägt nicht so sehr daS Haus die Schuld, wie die
Regierung. Auch der Versailler Vertrag mit Bayern zeigt deutlich,
daß man damals an eine baldige Einlösung des Art. 68 der
Verfassung dachte. Der Fall Z a b e r n gab die beste Gelegenheit,
diese ganze Frage zu regeln. Aber gerade die Parteien , die sich

' ' der Kritik, haben damals verhindert.

in jedem Vierteljahr die gleichen Klagen vorgebrmht werden,
ohne daß irgend etwas erreicht worden ist. DaS jetzige Gewohv-
heitSrecht ist ein diktatorisches Recht übelster Art, unter der e»
keine Freiheit mehr gibt und geben kann.

Der Zentrumsantrag will — kurz gesagt — die Verantwort¬
lichkeit des KriegSministeriumS. DaS hcchen wir schon in Bayern.
Aber daS schlechte Beispiel Preußens hat auch in Bayern
verwüstend gewirkt. Das Kriegspresseamt  ist ein
ständiger Versager. Ter tollste BureaukrakismuS macht sich
darin geltend. (Sehr wahr !) Wenn wir eS loS find, so ist da»
immer ein Fortschritt! (Sehr gut !) Nicht einmal vor der
Immunität der Abgeordneten  macht man halt ! Un>
verständige Leute wagen Attentate auf die Rechte der Abgeord¬
neten. Die Behandlung der parlamentarische»
Berichte  ist ein Skandal und eine Gesetzlosigkeit. Hier ist par¬
lamentarische Solidarität nötig! (Sehr gut !) Das jetzt der
Linken geschieht, kann morgen auch den Herren von der Rechte»
passieren. (Widerspruch links,  Heiterkeit .) Nötigenfalls muß
die Geschäftsordnungskommissioneine Vorlage machen. (Zustim¬
mung.) Das Vereins- und Versammlungsrecht ist nur noch ein
Fetzen Papier ! Jetzt verlangt man hier und dort sogar, daß die
Reden der Diskussionsredner  der Zensur vorher
vorgelegt werden. (Heiterkeit.) Das ganze Vereinsrecht ist voll¬
kommen illusorisch.

Die Herren von der Regierung sind sehr schlecht beraten. Herr
Staatssekretär . Dr . Helfferich, eS genügen nicht nur
schöne Reden,  es muß auch etwas erreicht werden. Tor-
heiden in Süd und Nord. Ein System macht sich breit, das der
Lächerlichkeit verfallen muß. Die Presse leidet entsetzlich darunter.
Hochiutelligente Leute werden wie die kleinen Kinder behandelt.
Ihre Sätze werden durchgesehenund korrigiert, und zwar vo»
Leuten, die niemals einen richtigen Satz schreibenkonnten, die
vor dem Kriege nichts mit der Presse zu tun hatten, und nach
dem Kriege nichts damit zu tun haben werden. (Heiterkeit.)
Sie sind als Zensoren angestellt worden. Sie stilisieren die Ar¬
beiten der Redakteure. Ein AristophaneS  müßte die ganze
unfreiwillige Komik  dieser Herren einmal behandeln.
DaS ist ein S h ste m der S h ste m l o s i g ke i t , das System
der unbegrenzten Ungeschicklichkeit. (Heiterkeit .)
Fenster werden eingeworfon auf dör rechten ^ ite und auf der
linken. (Zurufe im Zenttum : Auch in der Mitte.) Die Herren
von der Regierung sollten sich doch endlich der unwürdige»
Stellung  bewußt werden, die ihnen zugemutet wird.

Sie sind die parlamentarischen Prügelknaben dieser mili¬
tärischen Diktatoren. Der Reichskanzler sollte dem Macht-
kihel dieser Herren doch entgegentreten.  Er hat
sehr wunderschöne Richtlinien aufgestellt. Keine Einschränkung
der Erörterung innerpolitischer und wirtschaftSpolitischerFragen
soll erfolgen. Wie schön daS Ningt. WaS ist aber erreicht worden?
Gar nichts, rein gar nichts. Der Staatssekretär Dr.
Helfferich  schüttelt mit dem Kopf! Er ist immer noch
optimistisch. (Heiterkeit .) Ich habe hier ein verttaulicheS
Schreiben des Oberkommandos in den Marken. Ich werde darau»
nichts verlesen, was das Vaterland gefährden könnte. In diesem
Schreiben heißt eS. daß nach Ansicht der KriegSrohstoff-Abteilung
geeignet sind vaterländischeInteressen zu verletzen, u. a. jede Kritik
der Beschlagnahme, der Höchstpreise und der PreiSbeschränkungs.
Verordnungen. Alle diese Kritiken sind einfach zu verbieten.
(Hört, hört !) Ferner sind verboten Klagen darüber, daß Sach¬
verständige nicht herangezogen werden. (Hört, hört !) Ver¬
boten  ist schließlich jede Kritik von KriegSgesell«
schäften. (Lebhaftes Hört, hört !)

T« nn das Verbot deS Artikels des Kollegen Hoff über de»
Wildabschuß. Der Freiherr v. Vietinghoff hat daboi einen
Schneid entwickelt, den er lieber drautzeu im Schützengraben
auS toben foHljc, (Sehr richtig!) Er ttttt selbst gegen Hoff in
eine Polemik ein und zeigt sich als Redakteur, als Anwalt und
als Poivatvertreter des Fürsten PutbuS. Dazu ist ei» stell-
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verkreknber ÄontfncmSeuTm<5! bc! Tr schkagk foBt? tfetn fo
hahnebüchenenTon an, wie er selbst für mich a I 8 Baj n-
baten unerhört ist . (Große Heitcickert.) Im IX . Korps-
bezrrr verbietet man ikrs Anzeigen von Sanatogen , Lecithin.usrv^
ja soKar vrm Nestle? Kinder vre hl. (Heiterkeit.) Das mag rnel-
oft vin ™^ feIx̂M;cÖ nicht nötig fern. (Erneute Heit« Bett.)
efcbec das geht doch in einer Zeit, wo wir hier die DevölkeruRg?-
probleme behandeln, doch zu wert. (Sehr richtig ) Die Avt und
Weise, wie man die Presse vielfach behandelt, ist ein feiner

n * ihre Tätigkeit bei der Kriegsanleihe.
l<nktz.: Svrseit die Zensur sie erlaubt hat !)

Wenn die Zensur mehr Freiheit gelassen hätte, hätte sie viel¬
leicht noch mehr geleistet. Das Verbot des »Berliner Tage-
blatts"  war eine Ungesetzlichkeit. Den deutschen Buchhandel,
erneu sehr wesentlichenFaktor unseres geistigen Lebens, behavdelt
man in einem UnterosfizierSton, der gewiß nicht anständig ge.
nannt werden kann. So provoziert mau heute den einen, morgen
den anderen Stand in einer geradezu unvernünftigen Weife.
Die Zensur, die sich nicht nur an Rede » der Reichstags,
abgeordneten vergreift,  sondern sogar an Reden des
Kaisers, Hindenburgs und des Reichskanzlers, erlaubt auf der
anderen Seite recht bedenkliche Artikel. Sa wurde in der Zeit¬
schrift .Auf Vorposten^  ein Artikel einer Magdeburger Zei¬
tung gegen Falkenhayn bebcmdelt und,dabei angedeutet, daß er
seinen Ursprung in der Wilhelmstraße hätte. In den »Alldeutschen
Blättern " heißt eS, die plutokrattsche Auffassung hatte auf die
Reichsleitung einen großen Einfluß gewonnen. Der Reichs,
kanzler habe sich zum Stellvertreter einen Berufsbankier ge¬
nommen. (Heiterkeit.) Auch die Herren Delbrück , Lewald.
Datheuau  usw . entstammen dem wirtschaftlichenLeben.

Aber kaum eine Familie ist darunter vertreten, so heißt es
da. die in 300 jähriger Arbeit den preußischenStaat gebaut haben.
(Zuruf : Jagowl  Heiterkeit .) Unsere Zensur versündigt sich
gegen die Stimmung im Lande, gegen unsere innere Front , die
ebenso wichtig ist wie die Front gegen den Feind. Das stt p o l i.
tische Giftmischerei . Der Fall Barmeister  ist
typisch für diese Weit erde rbrritu »g von Klatsch und Tratsch. Jeder
Anstand wird über Bord geworfen. Warum diese falsche Ge-
heimniskrämerei? Da§ Ausland ist oft besser unterrichtet als wir.
Da beißt eS Maske herunter ! wie neulich der Reichskanzlersagte.
(Sehr richtig!) Das deutsche Volk, daö sich so groß gezeigt hat wie
kein Volk der Weltgeschichte, will endlich Taten sehen. Geben Sie
ihm das Vertrauen , das er sich mit Strömen Blutes erworben hat;
«eben Sie ihm Freiheit undRechte!  Nur so werden
Sie das kostbarsteGut. das Gegenvertrauen des großen deutschen
Volkes, gewinnen. Niemand bedauert die Debatten dieser Tage
mehr als der Reichstag selbst, der Reichstag, der seine Pflicht
«nd Schuldigkeittut gegenüber Kaiser und Reich, gerade in diesem
Krrege getan hat und weiter tun wird bis zum siegreichenEnde
dieser gewaltigen Prüfung , -die jemals ein Volk durchgemacht hat

Dr . Böttger (nakl.) : Die Anregung zur Abschaffungdes De-
krgerungszustandeS können wir nicht unterstützen. Jeder Krieg,
«nd namentlich der Weltkriegmit seinem gewaltigen Einsatzund

so zahlreichen Opfern, ist ein Ausnahmezustand, der auchmit
AuSnahmemaßregeln rechtfertigt und bedingt. Es kann nur dar-
<m[  ankom -nen. die mit dem Belagerungszustand verbundenen
Harten und Unzweckmäßigkeiten  zu beseitigen. Die
z a h l r e : che n Ausschüsse,  mit denen unser öffentliches
Leben gesegnet ist, find das Produkt der häufigen Behandlung der
öffentlichenMeinung. (Sehr richtig!) G i b t m a n d i e K r i e gS-
K-.rele nicht frei,  so schafft sich daS Bedürfnis, bei der Neu-
Lestattung unserer Geschicke mitzuwirken. daS elementar im Volke
lebt und berechtigtist. in Ko n v e n t i ke l n, Ausschüssen
^ ^ raulfchen Sitzongen . Rundschreiben  und
D -e ^ kschr rft e n Luft. Der orgamscl-e FeKer steckt in der
Handhabung der Zensur. DaS Uebel ist international . Auch im
P ^ son̂ ffra^ Mage geführt. Bei unS ist es zum Teil

ES gibt sicherlich gute »nd sachverständigeZensoren, aber
5" “ * .« « tausend und mehr Zensoren haben nicht alle gleiche
Grundsätze nnd Kenntnisse. Viele sind mit dem Wesen der öffent-
ttchen Meinung und der Bedeutung der deutschen Presse nicht der-

Unkenntnis ist weit verbreitet und reicht b i s z u
hohen Stellen.  Wenn man eingesehen hat, daß man in der
Behandlung der Presse des Auslandes Fehler gemacht hat, so
sollte man auch die zweckmäßigeBehandlung der eigenen Presse
mcht ^ rgessen. Sie wird bei uns über Gebühr eingeschränktund
ihr dadurch die Fveude an ihrem nationalen Berufe beeinträchtigt.
ES kommen unnötige Schikanen  vor . Manchmal ist die
Der^ imlichung von Nachrichten direkt vom Uebel, z. B. wenn
bei Fliegerangriffen auf Städte und Ortschaften die wildesten
Gerüchte zirkulieren, die Wahrheit aber erst nach vielen Tagen
bekanntgegeben wird. Es wird ein Gefühl derUnsicher.
heit  in politischen Kreisen und Redaktionen erweckt, das dem
Ganzen nicht dienlich ist. (Sehr gut !) Den ZeitungSuntcr-
nehmern wird fortwährend mit wirtschaftlichen Ähäden gedroht,
obwohl ihre Lage schon nicht so glänzend ist. Den Standpunkt der

Soz âkdomokrâe. d«ß bfe Zensur bWRg aufgehoben Werken kann,
teilen wir nicht.

Eine obrigkeitliche Regelung des Nach¬
richtenwesens  und des McinunzSauStaufchrs halten wir in¬
soweit für nötig, daß kein militärischer Schaden angerichtet, kein
wirkliches Re ich sin te resse verletzt wird. Wir fordern volle Pari-
tät für alle politischen Anschoungenund Richtungen und beklage»,
daß der Begriff der militärischen Angelegenheitennoch immer viel
zu weit auf das politisch« Gebiet ausgedehnt wird. Soivohl der
Verein deutscher Zeitung Sv erleger als auch der
Reichsverband der deutschen Presse  haben dies
festgestellt. (Sehr richtig!) Der Kern des Nebels  unserer
Zensurhandhabung steckt darin, daß neben den militärischen Be¬
hörden anderer Einfluß aus zivilem Lager  unablässig
wirksam ist. (Sehr richtig!), daß eS eine politische Zensur mit
zahlreichen Nebenstellen gibt, die sich aber nicht verantwortlich
fühlen und nach außen jede Veranrluartung ablehrien.

Da will der von der nationalliberalen Partei eingvbrachte
und vom HauShaltsauS-schuß übernommen« Antrag klare V e r-
antwortungSverhaltnisse  schaffen . Die vollziehende
Gewalt in Angelegenheiten der polttischen Zensur soll auf den
Reichskanzler übergehen und diesem auch die Verantwortung für
die Handhabung der politischen Zensur übertragen werden. In
Preußen hat der Minister des Innern im Abgeordneten- und im
Herrenhause erklärt, daß er die Verantwortung für alle Zensur¬
maßnahmen ttage, soweit die ihm unterstellten Behörden dabei
mitgewirkt haben. Das muß auch im Reiche möglich sein. (Zu¬
stimmung.) Noch ein Wort zur Freigabe der Kriegs¬
ziele.  Sie sollen gewiß nicht schrankenlos sein. Aber unsere
Presse und unsere Vereinigungen kennen das richtige Maß und
Ziel und werden keine reichsgefährlichen Ausschreitungen be¬
gehen. Die Stimmung im Lande wird dadurch nicht verdorben
werden, sie wird durch eine Aussprach« über große nationale
Fragen, die das ganze Volk interessieren, nicht ungünstig be¬
einflußt werden, sich vielmehr vom Kleinlichen abkehren. (Sehr
richttg!) Wir haben das Vertrauen zur deutschen
Presse,  die an Urteilsreife und innerer Tüchtigkeit der Presse
keines fremden Staates nachsteht, daß sie von der zu gewähren¬
den größeren Freiheit einen guten Gebrauch machen wird. Wir
anerkennen die Berechtigung der Einschränkung der öffentlichen
Meinung nur , soweit sie zur siegreichen Durchführung deS
Krieges notwendig ist. (Lebhafter Beifall.)

Oberst Hoffmann vom KriegSministerium: Der Abg. Dr.
Müller-Meinrngen hat eine verletzendeBemerkung über die Per¬
son deö ftevertretenden kommandierenden Generals der II . Ar¬
meekorps gcmachktund behauptet, er bewundere den Mut dieses
Herrn (Abg. Dr . Müller-Meiningen So habe ich das nicht gesagt.)
und wünsche, daß er im Schützengraben tätig wäre. Ich weise
diese Bemerkung mit aller Entschiedenheitzurück. (Beifall rechts.
Zuruf v. d. Soz. : Das ist alles, was Sie können!) und hoffe, daß
der Abg. Dr . Müller-Meiningen auch die Bemerkung zurücknehmen
wird. (Zuruf v. d. Soz. : Weiter nichts?)

Vizepräsident Dr . Paasche: Ich habe eine solche Aeußerung
nicht gehört und werde das Stenogramm Nachsehen.

Abg. Dr . Rösicke(kons.) : Harnecks Kontroverse mit dem Ge¬
neral v. Gebsattel über die künftige Stellung Belgiens
überfein  neues Irland " und die »Unersättlichkeit der Alldeut¬
schen" beweist, daß man scharfe negative Friedenszieläußerungen
unbeanstandet zulaßt. Auch Scheidemanns  Deutung der
Stellung des Kanzlers zu den Annektionsgedanken der Wirt-
schaftrverbände ist unwidersprochengeblieben, so daß es fast den
Eindruck macht, als stehe der Kanzler tatsächlich auf dem von
Scheidemann angenommenen Standpunkt . Ich habe aus den letz¬
ten Besprechungenden Eindruck gewonnen, daß der Herr Reichs¬
kanzler in vielen Dingen anders denkt wie Herr Scheidemann,
und die Aeußerung der »Norddd. Allgem. Ztg." nach der Bres¬
lauer Rede des Abg. Scheidemann war auch eine Ablehnung der
Scheidemann scheu Aeußerungen.

Als Herr v. Hehdebrand in seiner Frankfurter Rede meinte,
man solle doch die Badener fragen, ob sie nicht eine Hervorhebung
und Erweiterung mindestens der deutschen Einflußsphäre i m
Westen  wünschten , verbot die Berliner Zensur den Abdruck
dieser Stelle . Die Zeitschrift „DeutscheTreue" wurde unter Vor¬
prüfung gestellt, weil in. einem von ihm abgedruckten Feldpost¬
brief gesagt war, wir Nullten behalten, was wir haben. Wenn
da gestanden hätte, daß wir aller herausgeben wollen, wäre die
Vorprüfung nicht ausgeführt worden. — Der Redner zählt noch
einige Fälle auf, in denen wegen Landerweiterungsforderungen
im Westen Maßregelung erfolgte ; für den Osten ist das er¬
laubt. Diese Zustände zwingen uns , nicht zu sagen, was wir
wollen, sondern war der Zensor will.

Wir wollen alle den möglich st baldigen Frieden.
ES fragt sich nur . welche Wege wir zu gehen haben. Und da
glauben wir, daß wir dem Frieden nicht näher kommen, wenn
wir erklären, daß wir alles wieder herausgeben wollen. Deutsch,
land ist ein friedfertiges Land, wenn es aber gezwungen wird
zu kämpfen, so tut es daS mit äußerster Kraft . Derartige
Aeußerungen können aber nicht den Eindruck der Stärke machen.

Der FraktionSgenosse GberiS und Schekbemann?, Abg. Dr.
Le » sch, hat im »Tag" gegen Scheidemann erklärt, daß die
Entente niemals auf die deutscherseits ausgesprochene Bereit¬
willigkeit zu einem Frieden ohne Landerwerb im .sten cin-
gehen, sie vielmehr nur als Bekenntnis der Schwäche ansehen
würde; die Entente wolle Deutschland besiegen und zerschmettern.
So ein Parteigenosse des Abg. Scheidemann. (Zurufe v. d. Soz. :
Wir find in der Zensurdebatte, nicht in einer politischen!) Ich
wüßte nicht, wie das nicht mit der Zensur zusammenhängt.
Herr Scheidemann sieht das Ausland nicht, wie es ist, sondern
wie er es sich denkt und cs wünscht. DaS trifft vielfach auch
auf unsere auswärtige Politik zu.

Wir können von Englands Zähigkeit und Konsequenz noch
lernen. Das Aussprechender Friedensziele würde nur beweisen,
daß wir uns star! fühlen. Dem sollte auch unsere Zensur Rech¬
nung tragen. (Beifall rechts.) Die Vorwürfe gegen die Zensur
sind nicht an die kommandierendenGeneräle zu richten. Es wird
aj allgemein zugegeben, daß die Zensur in militärischen Dingen
einwandfrei arbeitet. Die Bes'ckiwerden richten sich gegen die
p o l i t i sche Z e n s u r die aber doch auf Veranlassung poli¬
tischer Stellen geübt wird. Man sollte daher die Beschwerden
auch an diese Stellen richten. (Sehr gut! rechts.)

Dringend wäre aber zu wünschen, daß auch die offiziöse
Presse  sich einer Zensur unterordnete und zwar einer recht
strengen, die gleichzeitig auch alle die unsinnigen Ge¬
rüchte  im Keim ersttcken sollte, die von Zeit zu Zeit auftaucheil.
und mit zunehmender Verbreitung, die sich wieder aus begreif¬
lichen Stimmungsmorrenten ergibt, Verwirrung anrichten Die
offiziöse Presse sollte systematisch auf der Untersuchung bestehen,
woher solche Gerüchte kommen. Es ist auch nicht richtig, wenn
jede andere Meinungsäußerung sofort als Treibereien
und Fronde  bezeiclmet wird. Diese Meinungsäußerungen
sind gar nicht auf bestimmte Personen gemünzt, wenn sie auch
als Treibereien gegen diese Personen bezeichnetwerden, sondern
eS handelt sich um nebelhafte Begriffe ; man sollte den Absichten
und Gründen nachgehen, die jeder solchen Meinungsäußerung
zugrunde liegen. (Zustimmung rechts.)

Die offiziöse Presse sollte grundsätzlichvon allen persönlichen
Schärfen Abstand nehmen. Sachliche Feststellungen genügen.
Warum verfolgt man jeden, der eine abweichendeMeinung ver¬
tritt . mit Briessperre und Haussuchungen.  Das
macht uns den Belagerungszustand so schwer, daß auch bei poli¬
tischen Fragen Verfolgung eintrttt . Die versteckten Andeu¬
tungen gegen Tirpitz  hat man ständig unwidersprochen
gelassen. Das Verlangen, die Sache klarzußellen, wurde als
tendenziös hingestellt. Man deutet auf vre konservative
Partei  hm . als ob sie alle jene decke, die irgendwie gegen de»
Kanzler Stellung nehmen. Die konservative Partei verurteilt
jede Treiberei , die sich als solche kennzeichnet, und die nicht von
einer sachlichen Auffassung, sondern von persönlichen Gegen¬
sätzen getrogen ist. Sie verurteilt alle Gerüchte
und Legenden,  die nicht auf sicherer Grundlage beruhen,
sondern nur auf Vermutungen.

Für ihre Haltung in den auswärtigen Fragen sind inner¬
politische Gründe nicht maßgebend. Diese Auffassung weisen wir
zurück _ lieber d i e Besetzung des Kanzlerpostens
muß oe'c Kaiser entscheiden. Für die frondierenden Aeußerungen
kann man nicht die konservativePartei veranwortlich machen, sie
kommen aus allen Parteien . Man hat einen Brief des
Grafen Zeppelin  an den Reichskanzler veröffentlicht, L/r
dahin ausgelegt worden ist, als ob der Frieffchreiber den in frühe¬
ren Briefen an den Reichskanzler vertretenen Auffassungen ab¬
geschworenhätte. Graf Zeppelin hat das Entstehen dieser Auf¬
fassung bedauert. Man scheint dem Brief eine Form gegeben zu
haben, die etwas anderes besagt, als Graf Zeppelin ausdrücken
wollte. Angesichts der Leistungen des Grafen Zeppelin sollte man
jetzt auch die Briefe vom April und Juni veröffentlichen. Eine
Meinung tötet man nicht dadurch, daß man sie verschweigt, son¬
dern indem man ihre Grundlosigkeit dartut.

Die Artikel deS Grafen Reventlow  stehen unter Vor¬
zensur, auch wenn sie für Zeitschriften bestimmt sind. Der An¬
laß log in einem dem Auswärtigen Amt unerwünschten Artikel.
Daß man von dem Eindruck auf das Ausland spricht, verstehe ich
nicht. Das könnte man allenfalls bei einer Zeitung, wie der
»Frankfurter ", deren Vertteter im Auswärtigen Amt ein- mrd
ausgeht. Das Verbot einer Zeitung  als ein schwerer
Eingriff in die wirtschaftliche Existenz des Unternehmens sollte
mit allergrößter Vorsicht gehcmdhabt werden. Ohne Zensur geht
es nicht, aber sie darf nicht engherzig ausgeführt werden. Beff.)

Vizepräsident Dr . Paasche teilt mit, daß er die von dem
Obersten Hoffmann bemängelte Stelle der Rebe des Abg. Dr.
Müller -Meiningen noch einmal nach dem Stenogramm durch,
gesehen habe. Man könne nicht herauslesen, daß dem hochver¬
dienten General etwa der persönliche Mut abgesprochen werde.
Zum Einschreiten lag daher keine Veranlassung vor.

(Die Sitzung dauert fort.)

Eichener Uonzertverein.
Gießen,  29 . Oktober 1916.

Inmitten des uns umtosenden Weltkrieges tritt der G i e ß e -
?/bin 126. Konzert-Jahr ein. Fünf-

Mettelhundert ẑahre Musik hat er den Gießnern vermittelt und
Unbt  ferner Ausgabe nun auch im dritten Jahre des gewaltigsten
Krieges aller Zetten getteu — wahrlich ein bedeutsames Stückedelster Kultur!

Vom Bestmr das Bestt und aus der Fülle dieses Besten eine
reiche Manmgfaltrgkert , brachte die Vorttagsfolge des gestrigen
Konzertes An der Lvpitze stand Beethovens  Liedertreis cm

Gelttbtt , ein Werk, dein sich an geschlossenster, knappster,
»«chphatt kristallener Form rm Berern mit klassischem Adel
wohl überhaupt kein anderes Liederwerk vergleichen läßt
Darauf Haydn 's Konzert in v -dur für Cello ein etwas schwer¬
blütiger , ernster Haydn, dann Franz Schuberts  von Grand
aus verichrÄrenartige Gesänge : „ Ganymed" — „Prometheus " —
und „ Auf ^dem Wasser zu singen" — verschieden in der äußeren
Form , verschieden im innersten Gehalt der Tickftung, aber drei
herrlche , unvergängliche Werke, sodann eine Sonade für Cello
von Locatellr (einem Schüler Lorelli 's 1693—1764) in reiner?
Na,si)cher Fomnung und Art ., Ten Schluß bildeten drei Lieder
Robert Schumanns:  seine vielgesungene „ Schöne Wiege
meiner Leiden" und sein bekmnter , stets brillanter „Hidalgo"
und von dreien beiden umrahmt ein selten gefangenes , fast mimvsew-
Mst zartes Lred: „ Meine Rose", — sowie „Zigeunerweisen" für
Violoncello von Sarasate - Földesy.

Unter Herrn Professor Trautmanns  wie immer wunder¬
voller Begleitung — irren wir nicht, so ist Herr Professor Traut-
Mann letzt gerade 20 Jahre bei uns in Gießen — Machten Herr
Kammersänger Ludwig Heß und Hugo Becker's Schüler , der' un¬
garische Cellist A r n o l d F ö l d e sy das Programm in vornehmster
Weise zu Gehör. Der Gesang des einen wie das Spiel des andern
Künstlers kennen keinerlei technische Schwierigkeiten, eine un¬
sehlbare durchaus musikalische  Technik steht bei beiden
im Dienste echter Kunst, Ludwig Heß  ist ein außer¬
gewöhnlich intelligenter Sänger ; die Intelligenz seiner Aus-
wffuim reicht an einen Ludwig Wüllner heran : an Kultur
der , Stimme und Kunst des Singens ihm weit überlegen
erreüht er ihn aber dock nicht an Wärme , Cinheitlichkett und)
Kraft der Empfindung . Am besten, ja vollendet war seine Wieder¬
gabe von Schuberts „Ganymed " und „ A,uf dem Wasser zu
Hrwm" , vortrefflich die der Lieder von Schumann , insbesondere das
M-egebcne: „Ter Knabe mit dem Wunderhorn " — während die
schlichte Natürlichkeit  von Beethovens Liederkreis cm die
ferne Geliebte nicht so geriet, weil hier alle Intelligenz die ein-
wcke Urttwüngttchkeitund Wärme deS Empfindens , die diesem Werke
m besonderem Maße eignet — „Was mir aus der vollen Brust,
2 rcfhmnen , nur der Sehnsucht sich bewnßr" —

cP1 £>ertg „Prometheus " fehlte die
1nA e 1? ^s ganzen und Einen ; hier vergab sich der

Sünger dre große einheitliche Wirkung durch allzuausgeprägte Aus¬

arbeitung im^einzelnen, so wundervoll die g e sa n g l i che Leistung
auch gerade him war.

^^ € l l i st blieb dem großen Ernste des Haydnschen Kon¬
zerts und der Sonate von Locatelli nichts schuldig. Seine Auf-
sasiung und jvm  Spiel von großer Wärme , rythmischer Sttaffheit
uno reicher >L>chattterung waren in gleichem Maße ihrer Wirkung
sicher. Crn herber, kraftvoller Ton kam gerade dielen betten Werken
besont̂ rs zu statten. Der Virtuose glänzte zum Schluffe inSara-
lates  vom Spieler für Cello bearbeiteten Zigeunerweisen und
m dem Au gegebenen Popperschen  Spinnerlied.

Der vollbesetzte Saal spendete beiden Künstlern den wohl-
verdreitten reichen Beifall , von dem auch Herrn Professor Traut¬
mann ein reichlicher Anteil zugedacht war . So war der Mend
mne erfolgversprechende, vielverheißende Eröffnung des neuen
Konzert;ahr es.

*

0 *f * ille int 8eichen des Krieges,  Seit Ansbrnch
des Krieges hat Marseille besonders als Handelsstadt außerorden-
lich schwere Rotunden durchgemacht, die zum Teil , wie ein Bericht
des „Temps " erkennen läßt , durch bessere Organisation der Be¬
hörden hätten erleichtert toerden können. Tie angstvollsten Tage
erlebten die Marserller wohl in jener Zeit , als durch die kühne
Fahrt unserer „ Goebew" Nnd „Breslau " die Schisfahrt plötzlich
stockte und kein fremdes Schiff sich in den Marseiller Hafen wagte
Als,dann später Marseille andauernd als Basis der französisch-
englischen Truppen benutzt wurde, zeigte sich, daß die Hafenanlagen
durchaus unzureichend waren , um gleichzeitig Handels - und Trans¬
portschiffe aufzunehmen . Große Aufregring .herrschte in der Stadt
und die Behörden sahen sich außerstande , die stürmischen Bitten
der Burger nach Erlveiterung des Hafens zu erfüllen , fehlte
es doch an den notwendigsten Arbeitskräften . Am gefährlichsten
griff dann die Kriegserklärung Jtalttns in die Marseiller Verhält¬
nisse ein, denn nun zogen auch die Italiener , die in Friedens¬
zetten etwa ein Fünftel der Bevölkerung darstellten , von dannen
Damals ^kam ein Tag , wo der Hafen so überfüllt war , daß,58
Lochs fe , die insgesamt 233 000 Donnen Ware heranbringen wollten,
draußen bleiben mußten , ohne abladen zu können. Erst nachdem
Mi? eme große Anzahl von Kriegsgefangenen hinzugenommen und
Hils^hafeiianlagen geschaffen hatte , wurde der Zustand erträg¬
licher. Aber ehe es soweit kam, mußte Marseille erfahren , wie
schwer es rst, eine große Stadt mit Nahrungsmitteln zu versehen
wenn die Einfuhr plötzlich flockt. Oel war eines Tages unauffindbar'
doch zeigte es sich dabei, daß die Behörden es nich verstanden hatten'
das Treiben gewinnsüchtiger Spekulanten bloßzulegen : denn kaum
hatte man mit Mühe und Not eine Sendung Oel erhalten als
von allen Leiten wieder das Oel zn „ fliehen" begann und zu
angemeffeneni Preise verkauft wurde . Dasselbe Trauerspiel wieder¬
holte sich mit dem Getrette , das nur in der Hälfte der gebrauchten
Menge vorhanden war . Die Behörden erklärten , nicht helfen zu
können, und die großen Haridelshäuser weigerten sich wegen der
unsicheren Schiffahrt , ausländisches Getreide kommen zu lassen
Nur ein Handelsherr wagte es, 160 000 Zentner Getreide zn be^
stellen. Ms das erste Getretteschiff eingelaufen war , erbot sich
gleich cme ganze Reihe von Neutralen ebenfalls . Marseille mit

Getreide zu versorgen. Um eine derartige Krisis fernerhin zu
verhüten, ist unter Versprechen von hohen Belohnungen jetzt den
Bauern der Marseiller Gegend die Bebauung von bisher brach
liegenden Läittern empfohlen worden . Auch sind 2 Mlllttnen
Franken ausgesetzt worden , um den in der Nähe von MarseMe
liegenden sumpfigen Teich Valcarös trocken zu legen, wobei man
wiederum die Hilfe von 100 Kriegsgefangenen in-Anspruch nimmt.
Ter fremde Einschlag, den das Marseiller Dtraßenbild schon immer
gezeigt hat, wird in Zukunft wohl noch schärfer hervortreten^
Bon den 12 000 Lverben, die in Marseille , tellweise von ihren
Familien begleitet, ausgenommen wurden , ist als bleibende Er¬
innerung eine serbische Handelsschule und eine serbische Mädchen¬
schule zurückgeblieben. Auch die Russen und Montenegriner haben
Kolonien zurückgelassen. Zn den 6000 Flüchtlingen aus den von
uns Deutschen besetzten Gebieten haben sich vor einigen Tagen noch
loOOO Griechen hinzugesellt, den den Aufenthalt in ihrem un¬
glücklichenLande nicht mehr erttagen konnten.

^ drialmvnt , der Befestiger Bu karests.  Die De-
festigungen Bukarests dürften augenblicklichGegenstand allgemeinen
Interesses fern. Sie sind auch geschichtlich interessant , insofern ihre
Anlage den seit lange bestehendenGegensatzzwischenOesterreich und
Rumänien erstmalig zur öffeiitlichêi Kenntnis brachte. Zur Auf¬
stellung eines Befesttgungsplons hatte die rumänische Regierung
im Jahre 1883 den belgischen Generalleutnant Brialmont , welcher
als Befe?tiger Antwerpens schon Weltruf genoß, bernfen. Brialmont
bereite Rumänierl und entwarf die Befestigungen für die Grenzen
und für die Hauptstadt Bukarest. Hierin nun sah Oesterreich eine
feindliche Kundgebung Md veranlaßte daher Brialmonts Abbe-
rufung , der sogar vorübergehend in die Nichtakttvität versetzt
wurde . Er blieb aber auch nach seiner Wiederanstellung in
Belgien mit der rumänischen Regierung in Verbindung urtt gab
deii Anstoß zn Vergleichsversuchen zwischen einem französischenund
nnem deutscheii Panzerturm , die 1885 und 1886 bei Bukarest
vorgenommen wurden . Im Anschluß hieran wurden dann die
Befestigungen Bukarests bis zum Jahre 1896 ausgebaut , und zwar
im wesentlichen iiach dem ersten Entwurf Brialmonts vom Jahre
lo83 . Ter 75 Kilometer lange Fortgürtel ist rrach reicherem Maße,
als Brialmont es geplant hatte, mit Panzerdrehkuppeln frort-
zösffcher Herkunft (248 Geschütz- und 54 Beobachtungspanzern)
ausgestattet . Brialmont hat außer Antwerpen urtt Bukarest auch
nvck) Lüttich und Narmrr nach seinem System! befestigt. Tie Er -,
probung seiner Werke im Ernstfall hat Brialnwnt , der am 21. Juki
1903 in Brüssel gestorben ist, nicht mehr etlebt . Bei den drei oel-
gischen Festungen Antwerpen , Lüttich und Namnr sind sie ja in
wenigen Tagen zuschanden geworden. Es ist zu hoffen, daß auch
die Befestigungen Bukarests einer modernen Belagerunasarmüe
niicht lange werden standhaften können.

Berlin,  31 . Okt. Kurz vor BollendMg seines 85. Lebens-
whres ist in letzter Nacht in einem Lichterfelder Sanatorium I u -

luJ Stettenhein  gestorben , der Altmeister unter Deutsch-
ttnds Humoristen, der in den 60 er Jahren die Zeitschrift jße
MMm dessen„Wippchen-Briefe" mmMicht" ge.
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